
3. Ist Art. 13 Abs. 4 der Verordnung der Kommission dahin 
auszulegen, dass die oben in Frage 1 genannten Kriterien, 
nach denen jemand als Betriebsinhaber gilt, der sich in ei­
nem landwirtschaftlichen Betrieb niedergelassen hat, im na­
tionalen Recht präzisiert oder näher definiert werden kön­
nen, oder berechtigt diese Bestimmung nur zur Definition 
des Niederlassungszeitpunkts? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ABl. L 277, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission vom 15. Dezem­
ber 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums (ABl. L 368, S. 15). 

Vorabentscheidungsersuchen des Supremo Tribunal 
Administrativo (Portugal), eingereicht am 1. Dezember 
2011 — TVI Televisão Independente, S.A./Fazenda Pública 

(Rechtssache C-618/11) 

(2012/C 49/26) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Supremo Tribunal Administrativo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: TVI Televisão Independente, S.A. 

Rechtsmittelgegnerin: Fazenda Pública 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 16 Abs. 1 CIVA so, wie er im angefochtenen Urteil 
ausgelegt wurde (in dem Sinne, dass die Vorführungsabgabe 
für kommerzielle Werbung zu der Werbedienstleistung ge­
hört, weshalb sie in die Grundlage der Besteuerung der 
Dienstleistung für Mehrwertsteuerzwecke einzubeziehen ist), 
mit Art. 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 
77/388/EG ( 1 ) (jetzt Art. 73 der Richtlinie 2006/112/EG ( 2 ) 
des Rates vom 28. November 2006), insbesondere mit dem 
Ausdruck „Wert der Gegenleistung …, die der Lieferer oder 
Dienstleistende für diese Umsätze … erhält oder erhalten 
soll“ vereinbar? 

2. Ist Art. 16 Abs. 6 Buchst. c CIVA so, wie er im angefoch­
tenen Urteil ausgelegt wurde (in dem Sinne, dass die Vor­
führungsabgabe für kommerzielle Werbung keinen Betrag dar­
stellt, der im Namen und für Rechnung des Dienstleistungsemp­
fängers entrichtet wird, selbst wenn sie auf Anderkonten als 
durchlaufender Posten verbucht wird und zur Weiterleitung 
an öffentliche Einrichtungen bestimmt ist, weshalb sie in die 
Besteuerungsgrundlage für Mehrwertsteuerzwecke einzube­
ziehen ist), mit Art. 11 Teil A Abs. 3 Buchst. c der Richtlinie 
77/388/EG (jetzt Art. 79 Buchst. c der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006), ins­

besondere mit dem Ausdruck „Beträge, die ein Steuerpflichtiger 
von seinem Abnehmer oder dem Empfänger seiner Dienstleistung 
als Erstattung der in ihrem Namen und für ihre Rechnung ver­
auslagten Beträge erhält und die in seiner Buchführung als durch­
laufende Posten behandelt sind“ vereinbar? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal du travail de 
Bruxelles (Belgien), eingereicht am 30. November 2011 — 
Patricia Dumont de Chassart/Onafts — Office national 

d’allocations familiales pour travailleurs salariés 

(Rechtssache C-619/11) 

(2012/C 49/27) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal du travail de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Patricia Dumont de Chassart 

Beklagter: Onafts — Office national d’allocations familiales pour 
travailleurs salariés 

Vorlagefrage 

Verletzt Art. 79 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des 
Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie 
deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- 
und abwandern ( 1 ), die allgemeinen Grundsätze der Gleichheit 
und der Nichtdiskriminierung, die u. a. in Art. 14 der am 4. 
November 1950 in Rom unterzeichneten Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten, gegebenenfalls 
in Verbindung mit den Art. 17, 39 und/oder 43 der konsoli­
dierten Fassung des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, verankert sind, wenn er dahin ausgelegt wird, 
dass die in Art. 72 der Verordnung Nr. 1408/71 des Rates 
vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen 
Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Fa­
milienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab­
wandern, vorgesehenen Anrechnungsregeln für die Versiche­
rungs- oder Beschäftigungszeiten oder Zeiten einer selbständi­
gen Tätigkeit nur für den verstorbenen Elternteil in Betracht 
kommen, so dass Art. 56bis § 1 des Kindergeldgesetzes vom 
19. Dezember 1939 für den überlebenden Elternteil — un­
abhängig von seiner Staatsangehörigkeit, sofern er Staatsange­
höriger eines Mitgliedstaats ist oder in den persönlichen Gel­
tungsbereich der Verordnung Nr. 1408/71 des Rates vom
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14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicher­
heit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familien­
angehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, 
fällt —, der in dem in Art. 56bis § 1 des Kindergeldgesetzes 
vom 19. Dezember 1939 vorgesehenen Zeitraum von 12 Mo­
naten in einem anderen Land der Europäischen Union gearbeitet 
hat, die Möglichkeit des Nachweises ausschließt, dass er die 
Voraussetzung erfüllt, wonach er als Berechtigter im Sinne 
von Art. 51 § 3 Nr. 1 des Kindergeldgesetzes vom 19. Dezem­
ber 1939 in den letzten zwölf Monaten vor dem Tod das 
pauschale Kindergeld für mindestens sechs Monate hätte be­
anspruchen können, während der überlebende Elternteil, ob 
belgischer Staatsangehöriger oder Staatsangehöriger eines ande­
ren Mitgliedstaats der Europäischen Union, der in dem in Art. 
56bis § 1 des Kindergeldgesetzes vom 19. Dezember 1939 
vorgesehenen Zeitraum von 12 Monaten ausschließlich in Bel­
gien gearbeitet hat, weil er das belgische Hoheitsgebiet mögli­
cherweise nie verlassen hat, berechtigt ist, einen solchen Nach­
weis zu erbringen? 

( 1 ) ABl. L 149, S. 2. 

Rechtsmittel, eingelegt am 8. Dezember 2011 von der 
Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE gegen das 
Urteil des Gerichts (Zweite Kammer) vom 20. September 
2011 in der Rechtssache T-298/09, Evropaïki Dynamiki — 
Proigmena Systimata Tilepikoinonion Pliroforikis kai 

Tilematikis AE/Europäische Komission 

(Rechtssache C-629/11 P) 

(2012/C 49/28) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Evropaïki Dynamiki — Proigmena Systimata 
Tilepikoinonion Pliroforikis kai Tilematikis AE (Prozessbevoll­
mächtigte: N. Korogiannakis und M. Dermitzakis, Δικηγόροι) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, der Gerichtshof möge 

— das Urteil des Gerichts aufheben, 

— im Rahmen seiner umfassenden Nachprüfungsbefugnis die 
ihr mit zwei getrennten Schreiben vom 12. Mai 2009 über­
mittelte Entscheidung der GD EAC, sie mit ihren Angeboten 
auf die im Wege des offenen Verfahrens erfolgte Ausschrei­
bung EAC/01/2008 über die Erbringung externer Dienstleis­
tungen für Bildungsprogramme (ESP-ISEP) (ABl. 2008/S 
158-212752) für Los 1 (Entwicklung und Pflege für Infor­
mationssysteme) und für Los 2 (Studien, Tests, Schulungen 
und Support für Informationssysteme) als zweite Auftrag­
nehmerin in der Kaskade auszuwählen, und den Antrag 
auf Schadensersatz nach den früheren Art. 225, 235 und 
288 EG (jetzt Art. 256, 268 und 340 AEUV) für den durch 
das fragliche Vergabeverfahren entstandenen Schaden in 
Höhe von 9 544 480 Euro (3 945 040 Euro für Los 1 
und 5 599 440 Euro für Los 2) für nichtig erklären, 

— hilfsweise, den Rechtsstreit zur Entscheidung in der Sache an 
das Gericht zurückverweisen, 

— der Kommission die Rechtsverfolgungs- und sonstigen Kos­
ten auferlegen, die der Rechtsmittelführerin im Zusammen­
hang mit diesem Rechtsmittel und mit der ursprünglichen 
Nichtigkeitsklage vor dem Gericht entstanden sind. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

1. Die Rechtsmittelführerin stützt ihr Rechtsmittel auf einen 
einzigen Rechtsmittelgrund, nämlich eine irrige Auslegung 
von Art. 100 Abs. 2 der Haushaltsordnung ( 1 ) und Art. 
149 Abs. 2 der Durchführungsbestimmungen. 

2. Die Rechtsmittelführerin beantragt die Aufhebung des Ur­
teils in der Rechtssache T-298/09, da die Kommission nicht 
fristgemäß den Vorgaben von Art. 100 Abs. 2 der Haus­
haltsordnung und Art. 149 Abs. 2 der Durchführungs­
bestimmungen nachgekommen sei und es sich hierbei um 
wesentliche Formvorschriften handle. Zudem könne keines­
falls davon ausgegangen werden, dass die begrenzten Infor­
mationen, die der Rechtsmittelführerin mit Verzug mitgeteilt 
worden seien, ausreichten und der Begründungspflicht nach 
Art. 100 Abs. 2 der Haushaltsordnung genügten, da sie 
keine Gründe oder Rechtfertigung für die jeweilige Bewer­
tung und keine Informationen über die Merkmale und die 
jeweiligen Vorzüge des an erster Stelle stehenden Bieters 
enthielten. 

( 1 ) Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 
2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 248, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Supremo Tribunal 
Administrativo (Portugal), eingereicht am 12. Dezember 
2011 — TVI — Televisão Independente, S.A./Fazenda 

Pública 

(Rechtssache C-637/11) 

(2012/C 49/29) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Supremo Tribunal Administrativo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: TVI — Televisão Independente, S.A. 

Rechtsmittelgegnerin: Fazenda Pública 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 16 Abs. 1 CIVA so, wie er im angefochtenen Urteil 
ausgelegt wurde (in dem Sinne, dass die Vorführungsabgabe 
für kommerzielle Werbung zu der Werbedienstleistung ge­
hört, weshalb sie in die Grundlage der Besteuerung der 
Dienstleistung für Mehrwertsteuerzwecke einzubeziehen ist), 
mit Art. 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 
77/388/EG ( 1 ) (jetzt Art. 73 der Richtlinie 2006/112/EG ( 2 ) 
des Rates vom 28. November 2006), insbesondere mit dem 
Ausdruck „Wert der Gegenleistung …, die der Lieferer oder 
Dienstleistende für diese Umsätze … erhält oder erhalten 
soll“ vereinbar?
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